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zuständigen Bewilligungsstellen die soge-
nannten Schlussbescheide versandt, und ge-
rade für Unternehmen, die Coronahilfen zu-
rückzahlen müssen, ist es wichtig, zu wissen, 
welche Rechte und Pflichten sie haben und 
welche Punkte sie beachten sollten.
Aus der Schlussabrechnung kann sich eine 
Rückzahlung etwa dann ergeben, wenn der 
coronabedingte Umsatzausfall geringer war, 
als bei der Beantragung der Hilfe angenom-
men wurde. Bei Rückfragen der Bewilligungs-
stellen im Rahmen der Schlussabrechnung ging
und geht es für die Unternehmen zudem ver-
stärkt darum, nachzuweisen, dass der angege-
bene Umsatzrückgang coronabedingt war.

Hopp oder top bei der 
Schlussabrechnung

Wenn die Bewilligungsstelle die Begründung 
und die Belege des Unternehmens dafür, dass 
der Umsatzrückgang coronabedingt war, nicht 
anerkennt, kommt es zum Fallbeileffekt: Jede 
Berechnung in der Schlussabrechnung ist 
dann hinfällig. Die Folge ist, dass das Unter-
nehmen die erhaltenen Überbrückungshilfen 
in voller Höhe zurückzahlen muss. Eine Abstu-
fung – etwa in Form einer Teil-Rückzahlung – 
kommt in solchen Fällen nicht infrage: Es gibt 
nur hopp oder top! Aber auch Unternehmen, 
die die Frist für die Abgabe der Schlussabrech-
nung gerissen haben oder überhaupt keine 
Schlussabrechnung abgegeben haben, müs-
sen die Überbrückungshilfen auf jeden Fall in 
voller Höhe zurückzuzahlen. 
Unternehmen, die einen Schlussbescheid mit 
einer Rückzahlung erhalten haben, müssen 
diese innerhalb von sechs Monaten ab dem 
Datum des Schlussbescheids leisten. Es ist 
aber möglich, dass Stundungs- und Ratenzah-
lungsvereinbarungen für bis zu 24 Monate, im 
Einzelfall bis zu 36 Monate getroffen werden.

Widerspruch und Klage

Grundsätzlich ist es zudem für jedes Unter-
nehmen möglich, gegen einen Schlussbescheid
mit einer Rückzahlung Widerspruch einzulegen 

und in der Folge zu klagen. Da die Frist für die 
Einreichung der Schlussabrechnung Ende 
September 2024 ausgelaufen ist, sind die Be-
scheide zu den Schlussabrechnungen (Stand 
Januar 2025) noch nicht flächendeckend er-
gangen. Das bedeutet wiederum, dass noch 
keine Erfahrungswerte vorhanden sind, um die 
Frage nach den Erfolgsaussichten von Klagen 
gegen Schlussbescheide mit Rückzahlungen 
zu beantworten. 
Gerade Unternehmen, deren finanzielle Situa-
tion auch ohne einen Schlussbescheid mit 
ei ner Rückzahlung für erhaltene Coronahilfen 
bereits angespannt ist, sollten jedoch auf 
jeden Fall prüfen, ob das eingelegte Rechts-
mittel gegen den Schlussbescheid eine auf-
schiebende Wirkung hat. Eine solche Wirkung 
haben etwa ein Widerspruch oder eine An-
fechtungsklage. Die Rückzahlungsforderung 
kann dann bis zur gerichtlichen Entscheidung 
über den Schlussbescheid von den Bewilli-
gungsstellen nicht vollstreckt werden. Zudem 
führt die aufschiebende Wirkung dazu, dass 

der zurückzuzahlende Betrag bei der Prüfung 
der Frage „Ist mein Unternehmen noch zah-
lungsfähig?“ zunächst nicht einbezogen wer-
den muss. 

Aufgeschoben ist nicht aufgehoben 

Gleichwohl gilt in einem solchen Fall die De-
vise: Aufgeschoben ist nicht aufgehoben. Oder 
anders formuliert: Die Rückzahlungsforderung 
muss zwar zunächst nicht beglichen werden, 
jedoch ist sie auch mit einem Widerspruch 
oder einer Anfechtungsklage nicht automa-
tisch vom Tisch. Das bedeutet, dass Unter-
nehmen, die einen Schlussbescheid mit einer 
Rückzahlung erhalten haben, bei ihren finan-

ziellen Planungen auf jeden Fall den komplet-
ten Betrag berücksichtigen sollten. Wenn ab-
sehbar ist, dass ihnen – etwa, wenn die ge-
richtliche Entscheidung die Rückzahlungs-
pflicht bestätigt – die liquiden Mittel fehlen, 
um die Rückzahlung vorzunehmen, müssen sie 
mit der rückfordernden Stelle eine Lösung fin-
den. Gelingt ihnen das nicht, kann es sein, dass 
ein Unternehmen durch die Verpflichtung zur 
Rückzahlung von Überbrückungshilfen zah-
lungsunfähig wird und/oder eine Überschul-
dungssituation eintritt.

Die Insolvenzantragspflicht im 
Blick behalten 

Die Geschäftsleitung muss in einem solchen 
Fall innerhalb der gesetzlichen Fristen einen 
Insolvenzantrag stellen, um sich vor Haftungs-
risiken zu schützen. Denn seit dem Jahres-
wechsel 2023/2024 gilt die Insolvenzantrags-
pflicht wieder in vollem Umfang. Vereinfacht 
dargestellt gilt: Kann ein Unternehmen seine 

fälligen Verbindlichkeiten nicht mehr beglei-
chen, liegt die Zahlungsunfähigkeit und damit 
eine Insolvenzantragspflicht vor. 

Jeden Fall individuell betrachten

Es zeigt sich, dass im Zusammenhang mit ei-
nem Schlussbescheid für Coronahilfen jeder 
Fall individuell betrachtet werden sollte – ge-
rade, da dabei viele Faktoren eine Rolle spielen. 
Um im Fall der Fälle auf der sicheren Seite zu 
sein, ist es ratsam, auf fachliche Expertise zu-
rückzugreifen, wenn Schlussbescheide mit 
einer Rückzahlung und ihre möglichen Auswir-
kungen – Stichwort Insolvenzantragspflicht – 
geprüft werden müssen.
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„Aus der Schlussabrechnung kann sich eine Rückzah-
lung etwa dann ergeben, wenn der coronabedingte 

Umsatzausfall geringer war, als bei der Beantragung 
der Hilfe angenommen wurde.“
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